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Am  19.  Juni  2020  verabschiedete  das  Parlament  ein  neues
Gesetz,  um  die  soziale  Sicherheit  älterer  Arbeitslosen  zu
verbessern. Mit 48 400 Unterschriften, die bis zum Ende der
Referendumsfrist am 8. Oktober 2020 zusammenkamen, wurden die
für  das  Referendum  nötigen  50 000  gültigen  Unterschriften
knapp verfehlt. Gemäss dem neuen Gesetz sollen arbeitslose
Personen,  die  nach  dem  60.  Altersjahr  von  der
Arbeitslosenversicherung  ausgesteuert  werden,  bis  zum  Bezug
der  Altersrente  unter  bestimmten  Voraussetzungen
Überbrückungsleistungen  erhalten.

Der  Verlust  der  Arbeitsstelle  ist  für  alle  Betroffenen
schwierig. Für jüngere Erwerbslose ist es in der Regel aber
einfacher, sich wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
Laut  einem  Bericht  des  Staatssekretariats  für  Wirtschaft
(Seco) dauert die Stellensuche von über 50-Jährigen 1,5 Mal
länger  als  die  gesamtschweizerische  Durchschnittsdauer  und
mehr als doppelt so lange wie diejenige der 15 bis 24-jährigen
Stellensuchenden.  Insbesondere  Erwerbslose  über  dem  55.
Altersjahr sind sodann einem hohen Langzeitarbeitslosenrisiko
ausgesetzt.

Trotz  des  gesetzlich  verankerten  speziellen  Entschädigungs-
/Taggeldsystems,  welches  ihnen  bei  einer  Beitragszeit  von
mindestens 22 Monaten einen Anspruch auf maximal 520 Taggelder
gewährt, droht bei älteren Arbeitslosen vermehrt die Gefahr
einer Negativspirale.

Erlischt  der  Anspruch  auf  die  Arbeitslosenentschädigung,
müssen  die  Betroffenen  auf  ihr  Vermögen  und  auf  ihr
Altersguthaben  zurückgreifen.  Nicht  selten  müssen  sie
letztlich Sozialhilfeleistungen beziehen. Dies führt letztlich
dazu, dass die Altersleistungen bei Erreichen des ordentlichen
Rentenalters stark reduziert werden. Um dies zu verhindern,
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stellte der Bundesrat im Mai 2019 mehrere Massnahmen vor, die
im  Rahmen  der  Arbeitslosenversicherung  umgesetzt  werden
sollen. Dazu gehören insbesondere:

kostenlose  Standortbestimmung,  Potenzialanalyse  und
Laufbahnberatung für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
über 40 Jahren;
Anrechnung von Aus- und Weiterbildungen;
Impulsprogramm für schwer vermittelbare Stellensuchende
(z. B. Coaching, Mentoring, Beratung);
Zugang  zu  Bildungs-  und  Beschäftigungsmassnahmen  für
über 60-jährige ausgesteuerte Erwerbslose.

Gegenstand  des  neuen  Bundesgesetzes  über
Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose (ÜLG) ist die
Deckung des Existenzbedarfes von Arbeitslosen, die trotz aller
Massnahmen und aller Bemühungen um Wiedereingliederung in die
Arbeitswelt  keine  neue  Arbeitsstelle  finden  und  nach
Erreichung  des  60.  Altersjahres  aus  der
Arbeitslosenversicherung  ausgesteuert  werden.

Voraussetzungen  für
Überbrückungsleistungen
Überbrückungsleistungen stehen nur Personen zu, deren Anspruch
auf  Arbeitslosenentschädigung  nach  Vollendung  des  60.
Altersjahres  erlischt.  Darüber  hinaus  müssen  zur
Anspruchsberechtigung folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

Die anspruchsberechtigte Person muss mindestens 20 Jahre
mit einem jährlichen Erwerbeinkommen in der Höhe der
BVG-Eintrittsschwelle  (Betrag  2020:  Fr.  21 330.00)
versichert gewesen sein; mindestens fünf der insgesamt
20 Beitragsjahre müssen nach dem 50. Altersjahr liegen;
Die berechtigte Person darf nicht bereits einen Anspruch
auf eine Altersrente der AHV oder eine Invalidenrente
der IV haben;
Das Reinvermögen darf bei Alleinstehenden nicht mehr als



Fr. 50’000 und bei Ehepaaren nicht mehr als Fr. 100’000
betragen; der Ertrag aus Wohneigentum wird dem Einkommen
angerechnet; nicht berücksichtigt wird hingegen der Wert
von selbstbewohntem Wohneigentum;
Zum  Zeitpunkt  der  Entstehung  des  Anspruchs  auf
Überbrückungsleistungen  muss  die  berechtigte  Person
ihren Wohnsitz zwingend in der Schweiz haben.

Sind  die  Voraussetzungen  erfüllt,  werden  die
Überbrückungsleistungen  grundsätzlich  bis  zum  Erreichen  des
ordentlichen Rentenalters ausgerichtet. Wird die Altersrente
vorbezogen und ist zu diesem Zeitpunkt bereits absehbar, dass
ein  Anspruch  auf  Ergänzungsleistungen  zur  ordentlichen
Altersrente  besteht,  endet  die  Berechtigung  auf  Bezug  von
Überbrückungsleistungen.

Höhe der Überbrückungsleistungen
Die Höhe der Überbrückungsleistungen entspricht der Differenz
zwischen  den  anerkannten  Ausgaben  und  den  anrechenbaren
Einnahmen.  Die  Berechnung  entspricht  damit  grundsätzlich
derjenigen  für  die  Ergänzungsleistungen,  unterscheidet  sich
davon aber in zwei Punkten:

Die Pauschale für den allgemeinen Lebensbedarf ist bei
der  Überbrückungsleistung  25%  höher  als  bei  den
Ergänzungsleistungen;  damit  werden  insbesondere  die
Krankheits- und Behinderungskosten abgegolten;
Die Überbrückungsleistung ist nach oben begrenzt; Mit
Fr. 43 762 pro Jahr für Alleinstehende und Fr. 65 644
pro Jahr für Ehepaare beträgt die Obergrenze den 2,25-
fachen  Betrag  für  den  allgemeinen  Lebensbedarf  der
Ergänzungsleistungen.



Ausblick
Rund 2 600 Personen werden jährlich im Alter von 60 Jahren
ausgesteuert.  Das  Bundesamt  für  Sozialversicherungen  geht
davon aus, dass sich die Anzahl Anspruchsberechtigter nach
einer  Einführungsphase  auf  durchschnittlich  rund  4 400
Personen pro Jahr einpendelt.

Fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  sollen  sowohl
dessen finanzielle Auswirkungen sowie dessen Effekt auf die
Arbeitslosigkeit  und  die  Beschäftigungschancen  älterer
Arbeitnehmer  und  Arbeitnehmerinnen  evaluiert  werden.  Über
Umsetzung  und  Wirkung  des  Gesetzes  hat  der  Bundesrat  dem
Parlament Bericht zu erstatten und aufgrund der in den fünf
Jahren gesammelten Erfahrungen Anpassungen auf Gesetzes- und
Verordnungsstufe  vorzubringen,  sofern  es  der  Zweck  des
Gesetzes,  nämlich  die  soziale  Absicherung  älterer
Ausgesteuerter  zu  verbessern,  erfordert.


